
  
  

  

 

DURCHBLICK für das Personalbüro 
 

Im April 2024 

Sehr geehrte Mandantin, 
sehr geehrter Mandant, 
im neuen „183-Tage-Schreiben“ äußert sich das 
Bundesfinanzministerium unter anderem zu den 
Steuerausgleichsmechanismen bei Auslandstä-
tigkeiten. Wir stellen Ihnen die Neuerungen vor. 
Darüber hinaus beleuchten wir, wie die Lohn-
steuer bei teilweiser Steuerpflicht in Deutschland 
zu berechnen ist. Der Steuertipp ist der Überlas-
sung von (Elektro-)Fahrrädern nebst Zubehör 
gewidmet. 

Auslandstätigkeit  

Steuerausgleich und Steuerschutz im 
neuen „183-Tage-Schreiben“ 
Während einer Auslandstätigkeit schließen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer regelmäßig Steuer-
ausgleichsvereinbarungen. Übliche Methoden 
sind dabei der Steuerausgleich („Tax-Equaliza-
tion“) und der Steuerschutz („Tax-Protection“). 
Die einer Arbeitnehmerentsendung zugrundelie-
gende Steuerausgleichsmethode ergibt sich aus 
der allgemeinen Entsenderichtlinie des Arbeitge-
bers. Diese wird ergänzt durch individuell gel-
tende arbeitsvertragliche Regelungen. 

Bei der „Tax-Equalization“ soll der Arbeitneh-
mer unabhängig von den im Einsatzstaat geltenden 
Steuersätzen mit Steuern in der Höhe belastet wer-
den, die zu entrichten wäre, wenn er im Heimat-
land verblieben wäre. Bei der „Tax-Protection“ 
hingegen werden nur Steuernachteile im Einsatz-
staat vom Arbeitgeber ausgeglichen. Dieser über-
nimmt also die Mehrsteuern, falls die Steuern im 

Einsatzstaat höher als im Heimatland sind. Ist der 
Steuersatz im Einsatzstaat jedoch niedriger als im 
Heimatland, kommt der Steuervorteil nicht dem 
Arbeitgeber, sondern dem Arbeitnehmer zugute. 
Bei beiden Verfahren kann vom Arbeitnehmer im 
Rahmen der Gehaltsabrechnung eine hypotheti-
sche Steuer einbehalten werden. Der Arbeitgeber 
übernimmt dafür im Gegenzug die (im Einsatz-
staat) anfallende tatsächliche Steuer. Bei der hypo-
thetischen Steuer handelt es sich nicht um die tat-
sächlich entrichtete Steuer im Heimat- oder Ein-
satzstaat, sondern um eine fiktive Rechengröße 
im Innenverhältnis zwischen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber. Diese mindert den Bruttoarbeitslohn. 
Soweit der Arbeitgeber eine hypothetische Steuer 
einbehält, liegt ein Gehaltsabschlag vor, in dessen 
Höhe dem Arbeitnehmer kein Arbeitslohn zu-
fließt. 

Die vom Arbeitgeber für den Arbeitnehmer tat-
sächlich gezahlte Einkommensteuer ist in voller 
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Höhe jeweils dem Staat (Ansässigkeits- oder Tä-
tigkeitsstaat) als Arbeitslohn zuzuordnen, in dem 
sie anfällt. 

In Fällen der grenzüberschreitenden Arbeitneh-
mertätigkeit ist zunächst zu prüfen, ob eine Netto- 
oder eine Bruttolohnvereinbarung getroffen 
wurde. Bei einer Nettolohnvereinbarung zahlt 
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer ein festgeleg-
tes Nettogehalt aus. Er verpflichtet sich zugleich, 
sämtliche oder bestimmte gesetzliche Abgaben 
(Steuern und Sozialversicherungsbeiträge) für den 
Arbeitnehmer zu tragen. 

Zahlt ein inländischer Arbeitgeber einen Netto-
lohn aus, ist der Nettolohn des jeweiligen Lohn-
zahlungszeitraums auf einen Bruttolohn „hochzu-
rechnen“. Übernimmt der Arbeitgeber Einkom-
mensteuernachzahlungen des Arbeitnehmers, 
führt dies zum Zeitpunkt der Zahlung zu einem 
Zufluss von weiterem Arbeitslohn, der wiederum 
auf einen Bruttobetrag „hochzurechnen“ ist. Aus 
der Summe der hochgerechneten Arbeitslöhne der 
einzelnen Lohnzahlungszeiträume (laufende Ar-
beitslohnzahlungen und sonstige Bezüge) errech-
net sich der gesamte hochgerechnete Bruttojahres-
arbeitslohn. Dieser hochgerechnete Betrag ist als 
steuerpflichtiger Bruttoarbeitslohn bzw. als nach 
einem Doppelbesteuerungsabkommen steuerfreier 
Arbeitslohn in der elektronischen Lohnsteuerbe-
scheinigung auszuweisen. 

Sollte der Arbeitgeber im Inland nicht zum Lohn-
steuerabzug verpflichtet sein und die Zahlung an 
den Arbeitnehmer in Form einer Nettolohnverein-
barung erfolgen, ist in die Veranlagung nur der im 
jeweiligen Kalenderjahr ausgezahlte Nettolohn 
einzubeziehen. Erst wenn der ausländische Arbeit-
geber die angefallenen Steuerbeträge später er-
setzt, ist dieser ersetzte Betrag im Rahmen der 
Einkommensteuerveranlagung erneut zu ver-
steuern. Eine Hochrechnung erfolgt in diesen Fäl-
len nicht. 

Erhält der Arbeitnehmer ausnahmsweise von sei-
nem Arbeitgeber schon während des laufenden 
Kalenderjahres Zuschüsse, um seine gegenüber 
dem Finanzamt fälligen Vorauszahlungen leisten 
zu können, liegt auch insoweit bereits zugeflosse-
ner Arbeitslohn vor. Entsprechendes gilt, wenn der 
Arbeitgeber die Vorauszahlungen direkt an die für 
die Veranlagung des Arbeitnehmers zuständige 
Finanzbehörde überweist. Eine Hochrechnung ist 
auch hier nicht vorzunehmen. 

Nachwuchswissenschaftler  

Heisenberg-Stipendium ist steuerfrei 
In Deutschland können sich Nachwuchswissen-
schaftler bei zahlreichen privaten und öffentlichen 

Institutionen um Stipendien bemühen. Diese Art 
der finanziellen Förderung ist unter bestimmten 
Voraussetzungen steuerfrei. Die Steuerfreiheit 
hängt davon ab, dass die Stipendien einen für die 
Erfüllung der Forschungsaufgabe oder für die Be-
streitung des Lebensunterhalts und die Deckung 
des Ausbildungsbedarfs erforderlichen Betrag 
nicht übersteigen. Sie müssen zudem nach den 
vom Geber erlassenen Richtlinien vergeben wer-
den. Dabei darf der Empfänger im Zusammenhang 
mit dem Stipendium nicht zu einer bestimmten 
wissenschaftlichen oder künstlerischen Gegen-
leistung oder zu einer bestimmten Arbeitnehmer-
tätigkeit verpflichtet sein. 

Hiervon ausgehend hat der Bundesfinanzhof Leis-
tungen aus einem Heisenberg-Stipendium der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) von 
der Einkommensteuer freigestellt. 

Im Streitfall lag der monatliche Grundbetrag des 
Stipendiums deutlich unterhalb der von der Kläge-
rin vor Inanspruchnahme des Stipendiums erziel-
ten monatlichen Bruttoeinnahmen. Der ihr bewil-
ligte Sachkostenzuschuss überstieg nicht einen 
für die Erfüllung der Forschungsaufgabe erforder-
lichen Betrag. Nach dem Bewilligungsbescheid 
der DFG war die Stipendiatin lediglich verpflich-
tet, sich auf ihr Forschungsvorhaben zu konzent-
rieren und über die Ergebnisse ihrer Forschung zu 
berichten. In der Wahl und Verfolgung ihrer For-
schungsthemen war sie jedoch frei. 

Firmenwagen  

Vom Arbeitnehmer gezahlte Parkplatz-
miete mindert den geldwerten Vorteil 
Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer un-
entgeltlich oder verbilligt einen Firmenwagen 
auch zur Privatnutzung, führt dies zu einem steu-
erpflichtigen Nutzungsvorteil des Arbeitnehmers. 
Das Finanzgericht Köln hat entschieden, dass Zah-
lungen des Arbeitnehmers an den Arbeitgeber für 
einen von Letzterem angemieteten Parkplatz am 
Arbeitsort den geldwerten Vorteil aus der Fir-
menwagengestellung mindern. 

Hinweis: Da das Finanzamt Revision eingelegt 
hat, wird nun der Bundesfinanzhof das letzte 
Wort in der Sache haben. 

Fahrtkosten  

Fliegendes Personal kann erste Tätig-
keitsstätte am Flughafen haben 
Für die steuerliche Berücksichtigung von Fahrt-
kosten und Verpflegungsmehraufwendungen 
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kommt es darauf an, ob der Arbeitnehmer an sei-
nem beruflichen Einsatzort eine erste Tätigkeits-
stätte hat oder nicht. Eine erste Tätigkeitsstätte 
liegt insbesondere vor, wenn der Arbeitnehmer ei-
ner ortsfesten betrieblichen Einrichtung des Ar-
beitgebers, eines verbundenen Unternehmens oder 
eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten dauer-
haft zugeordnet ist. 

Laut Finanzgericht Hamburg (FG) reicht es aus, 
dass der Arbeitnehmer am Ort der ersten Tätig-
keitsstätte zumindest in geringem Umfang Tätig-
keiten zu erbringen hat,  

• die er arbeitsvertraglich oder dienstrechtlich 
schuldet und  

• die zu dem von ihm ausgeübten Berufsbild ge-
hören. 

Im Streitfall wurden die Gespräche für das Brie-
fing des fliegenden Personals im Regelfall im Ge-
bäude des Arbeitgebers an dem Flughafen durch-
geführt, dem die klagenden Arbeitnehmer arbeits-
vertraglich zugewiesen waren. Das genügt laut 
FG, um dort eine erste Tätigkeitsstätte zu begrün-
den. Schließlich müssten bei diesen Briefingge-
sprächen die wesentlichen Entscheidungen getrof-
fen werden (z.B. über die Betankung des Flug-
zeugs und die Flugroute). 

Hinweis: Die Entscheidung des FG ist nach-
vollziehbar und überzeugend begründet, so 
dass der dagegen eingelegten Nichtzulassungs-
beschwerde nur geringe Aussichten auf Erfolg 
beizumessen sind. 

Lohnsteuerbescheinigung  

Wie die Identifikationsnummer eines Ar-
beitnehmers zu ermitteln ist 
Für die Übermittlung der Lohnsteuerbescheini-
gung durch den Arbeitgeber an die Finanzverwal-
tung ist seit 2023 die Identifikationsnummer des 
Arbeitnehmers anzugeben. Die Verwendung der 
(früheren) eTIN ist nicht mehr zulässig. Im Vor-
griff auf eine gesetzliche Regelung weist die Fi-
nanzverwaltung auf Folgendes hin: Hat der Ar-
beitgeber bereits für 2022 eine Lohnsteuerbeschei-
nigung übermittelt und versichert er, dass 

• das Arbeitsverhältnis fortbestanden und 

• der Arbeitnehmer trotz Aufforderung pflicht-
widrig seine Identifikationsnummer bisher 
nicht mitgeteilt hat, 

teilt das zuständige Finanzamt die Identifikations-
nummer des Arbeitnehmers auf schriftliche An-
frage des Arbeitgebers mit. Diese Anfrage muss 
den Namen, das Geburtsdatum sowie die 

Anschrift des Arbeitnehmers enthalten. Eine Mit-
teilung der Identifikationsnummer durch das Fi-
nanzamt an den Arbeitgeber erfolgt auch dann, 
wenn diese dem Arbeitnehmer erstmals zuzuteilen 
ist. Einer Bevollmächtigung oder Zustimmung des 
Arbeitnehmers bedarf es hierfür nicht. 

Kann der Arbeitgeber die Identifikationsnummer 
des Arbeitnehmers auch nicht anhand dieser Ver-
einfachungsregelung ermitteln, hat er die Lohn-
steuer regelmäßig nach der Steuerklasse VI zu be-
rechnen. 

Gesellschafter-Geschäftsführer  

Werbungskostenabzug nach Haftung 
für Steuerschulden der GmbH 
GmbH-Geschäftsführer haften für falsche Um-
satzsteuer-Voranmeldungen. In diesem Zusam-
menhang hat sich das Finanzgericht Nürnberg 
(FG) mit Zahlungen befasst, die eine Gesellschaf-
ter-Geschäftsführerin aufgrund eines Haftungs-
bescheids an das Finanzamt zu leisten hatte. Laut 
FG liegen in diesem Fall grundsätzlich (nachträg-
liche) Werbungskosten vor, wenn  

• die Pflichtverletzung, die die Haftung ausgelöst 
hat, während der Tätigkeit als Gesellschafter-
Geschäftsführer begangen wurde und 

• ein objektiver Zusammenhang zwischen der 
Pflichtverletzung und der beruflichen Tätigkeit 
besteht. 

Naturgemäß sind die haftungsweise geschuldeten 
Steuerbeträge erst nach Entrichtung an das Finanz-
amt abziehbar. Damit ist - worauf das FG aus-
drücklich hinweist - allein in der Versiegelung von 
Bargeld in einem Bankschließfach noch keine 
zum Werbungskostenabzug berechtigende Zah-
lung zu sehen. Denn die wirtschaftliche Verfü-
gungsmacht des Schuldners über dieses Geld ist zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht verloren. 

Hinweis: Der Bundesfinanzhof hat die gegen 
das Urteil eingelegte Revision mangels fristge-
rechter Begründung als unzulässig verworfen. 
Damit bleibt es bei der in der Sache wohl zu-
treffenden Entscheidung des FG. 

Lohnzahlungszeitraum  

Lohnsteuerberechnung bei teilweiser 
Steuerpflicht in Deutschland 
Der Zeitraum, für den der Arbeitslohn gezahlt 
wird, ist der Lohnzahlungszeitraum. Für diesen ist 
die Monats-, Wochen- oder Tageslohnsteuerta-
belle anzuwenden. Solange das Arbeitsverhält-
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nis fortbesteht, sind auch in den Lohnzahlungs-
zeitraum fallende Arbeitstage mitzuzählen, für die 
der Arbeitnehmer keinen Arbeitslohn bezogen hat 
(z.B. bei Ablauf der Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall oder beim Übergang zum Elterngeldbe-
zug). In diesen Fällen entsteht kein Teillohnzah-
lungszeitraum und es bleibt bei der Anwendung 
der Monatslohnsteuertabelle. 

Arbeitstage, an denen der Arbeitnehmer Arbeits-
lohn bezogen hat, der nicht dem Lohnsteuerabzug 
in Deutschland unterliegt, zählt die Finanzverwal-
tung bei der Bemessung des Lohnzahlungszeit-
raums jedoch nicht mit. Das gilt zum Beispiel bei 
Bezug von steuerfreiem Arbeitslohn nach einem 
Doppelbesteuerungsabkommen oder bei einer ta-
geweisen Beschäftigung in Deutschland mit be-
schränkter Steuerpflicht. 

Ist der Arbeitslohn in Deutschland nur teilweise 
steuerpflichtig, kann laut Amtlichem Lohnsteuer-
Handbuch 2024 alternativ eine der beiden folgen-
den Varianten angewendet werden. 

• Variante 1: Bei der Ermittlung der für die 
Lohnsteuerberechnung maßgeblichen Tage 
werden die Nichtarbeitstage im Verhältnis der 
Arbeitstage in Deutschland zu den Gesamtar-
beitstagen mitberücksichtigt. 

Beispiel: Der Arbeitnehmer ist bei einem mo-
natlichen Bruttoarbeitslohn von 10.000 € in ei-
nem Kalendermonat an zwölf Tagen im Aus-
land und an acht Tagen in Deutschland tätig. 
Somit sind 6.000 € (12/20 von 10.000 €) in 
Deutschland steuerfrei und 4.000 € (8/20 von 
10.000 €) in Deutschland steuerpflichtig. Den 
Aufenthaltsort des Arbeitnehmers an Urlaubs-, 
Krankheits- und Wochenendtagen hat der Ar-
beitgeber nicht ermittelt. 

Die Umrechnung des Arbeitslohns zur tage-
weisen Lohnsteuerberechnung ist nach dem 
Verhältnis der Arbeitstage in Deutschland zu 
den Gesamtarbeitstagen vorzunehmen (30 Ka-
lendertage x 8/20 = 12 Tage). Damit ist für ei-
nen Betrag von 333,33 € (= 4.000 € : 12 Tage) 
die Tageslohnsteuer zu ermitteln und diese mit 
12 zu vervielfachen. 

• Variante 2: Bei der Ermittlung der für die 
Lohnsteuerberechnung maßgeblichen Tage 
wird vom Arbeitgeber konkret berücksichtigt, 
an welchen Tagen der Arbeitnehmer sich in 
Deutschland aufgehalten hat (Arbeitstage und 
Nichtarbeitstage). Der Arbeitnehmer hat dies 
glaubhaft zu machen. 

Beispiel (im Grundsatz wie Variante 1): Der 
Arbeitnehmer hat sich jedoch nachweislich an 
20 Tagen in Deutschland aufgehalten. 

Die Umrechnung des Arbeitslohns zur tage-
weisen Lohnsteuerberechnung ist unter Be-
rücksichtigung der Kalendertage vorzuneh-
men, an denen sich der Arbeitnehmer tatsäch-
lich in Deutschland aufgehalten hat (Arbeits-
tage und Nichtarbeitstage). Damit ist für einen 
Betrag von 200 € (= 4.000 € : 20 Tage) die Ta-
geslohnsteuer zu ermitteln und diese mit 20 zu 
vervielfachen. 

Steuertipp  

Überlassung von (Elektro-)Fahrrädern 
nebst Zubehör 
Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
ein (Elektro-)Fahrrad zur privaten Nutzung, ist der 
hieraus resultierende Vorteil steuerfrei. Das gilt 
auch für die Überlassung mehrerer (Elektro-) 
Fahrräder an einen Arbeitnehmer. Die Steuerfrei-
heit umfasst hingegen nicht Elektrokleinstfahr-
zeuge (z.B. zusammenklappbare Elektroroller), da 
diese als Kfz einzuordnen sind. 

Die Steuerbefreiung erstreckt sich auch auf fahr-
radtypische Zubehörteile. Hierzu zählen alle un-
selbständigen Einbauten, die fest am Fahrradrah-
men oder anderen Fahrradteilen verbaut sind. Zur 
Klarstellung hat die Finanzverwaltung im Amtli-
chen Lohnsteuer-Handbuch 2024 ein neues Stich-
wort „Zubehör“ mit Beispielen für die Anwen-
dung der Steuerbefreiung aufgenommen. 

Beispiele für begünstigtes Zubehör sind: fest 
am Rahmen des Fahrrads oder anderen Fahr-
radteilen verbaute Zubehörteile wie Fahrrad-
ständer, Gepäckträger, Schutzbleche, Klingel, 
Rückspiegel, Schlösser, Navigationsgeräte, an-
dere angebaute Träger oder modellspezifische 
Halterungen. 

Die Überlassung von nichtbegünstigtem Zubehör 
führt demgegenüber zum Ansatz eines eigenstän-
digen steuerpflichtigen geldwerten Vorteils. 

Beispiele für nichtbegünstigtes Zubehör sind: 
Fahrerausrüstung (Helm, Handschuhe, Klei-
dung etc.), in modellspezifische Halterungen 
einsetzbare Geräte (z.B. Smartphone, mobiles 
Navigationsgerät) oder Gegenstände (z.B. 
Fahrradanhänger, Lenker-, Rahmen- oder Sat-
teltaschen und Fahrradkorb). 

 

 

 

 



 
 

 

Eigenkündigung des Arbeitnehmers – 
Nichteinhaltung der Kündigungsfrist - 
Reaktionsmöglichkeiten  
Im Zuge des Fachkräftemangels ist ein so genann-
ter Arbeitnehmermarkt eingetreten. Arbeitnehmer 
zeigen sich durch die Möglichkeit des Erhalts ver-
besserter Arbeitsbedingungen sehr flexibel. 
Ebenso flexibel verhalten sich Arbeitnehmer aller-
dings teilweise auch im Bereich des Ausspruchs 
von Kündigungen. So kommt es nicht selten vor, 
dass ein Arbeitnehmer selbst ordentlich kündigt. 
Dies ist für sich genommen ein hinzunehmender 
Umstand. Wichtig ist aber, dass dabei die Kündi-
gungsfrist eingehalten wird.  
 
Es treten inzwischen vermehrt Fälle auf, in denen 
dies nicht der Fall ist. Das wirft Fragen auf: Wie 
ist darauf zu reagieren, wenn die Kündigungsfrist 
von vorneherein nicht eingehalten wird - wenn die 
Kündigung also nicht zum fristgerechten Zeit-
punkt erfolgt, sondern die Frist zu kurz berechnet 
ist und ohne dass die Kündigung den Zusatz „zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt“ enthält? Und wie re-
agiere ich, wenn eine unwirksame Kündigung vor-
liegt, da diese nur mündlich ausgesprochen wurde 
oder nur per Mail oder WhatsApp übermittelt 
wurde? 
  
Bei dem ein oder anderen Arbeitnehmer mag es 
für Sie als Arbeitgeber vielleicht gut sein, dass das 
Arbeitsverhältnis endet. Dennoch hat das Aus-
scheiden unter Nichteinhaltung der ordentlichen 
Kündigungsfrist Konsequenzen. Ich rate daher an, 
die Wirksamkeit der Kündigung des Arbeitneh-
mers zu überprüfen. Wichtig dabei: Die Kündi-
gung ist schriftlich einzureichen. Diese muss auch 
vom Arbeitnehmer im Original handschriftlich un-
terschrieben sein - anderenfalls ist sie nichtig und 
entfaltet keine Wirksamkeit.  
 
In diesen Fällen ist es nicht sinnvoll, eine von vor-
neherein unwirksame Kündigung einfach zu be-
stätigen. Dadurch erhält sie keine Wirksamkeit. 
Die Kündigung ist eine einseitige Willenserklä-
rung, die an eine bestimmte Form gebunden ist. Ist 
diese Form nicht eingehalten, existiert keine Wil-
lenserklärung. Sie lässt sich auch durch eine 
schriftliche Bestätigung des Zugangs nicht zu ei-
ner wirksamen Kündigung machen. In diesen Fäl-
len sollen Sie mit dem Arbeitnehmer sprechen. 
Bitten Sie darum, in einer formwirksamen Weise 
zu kündigen, damit Sie den Zugang der Kündi-
gung ordnungsgemäß bestätigen können. Mög-
licherweise erscheint Ihnen auch die Frist bis zum 

Weggang zu kurz bemessen. In diesem Fall sollten 
Sie möglicherweise nicht unverzüglich reagieren, 
sondern vor dem Gespräch einen anstehenden Mo-
natswechsel abwarten; häufig verlängert sich ent-
sprechend die Kündigungsfrist. 
 
Wie ist es, wenn der Arbeitnehmer die Kündi-
gungsfrist nicht einhält? Als Arbeitgeber kann 
man grundsätzlich auf die Einhaltung der Kündi-
gungsfrist verzichten - mit der Konsequenz, dass 
der Arbeitnehmer auch vor Ablauf der Kündi-
gungsfrist ausscheidet. In diesen Fällen ist es rat-
sam, eine Abwicklungsvereinbarung zu treffen. 
Damit lässt sich mit dem Arbeitnehmer eine Kün-
digungsfrist regeln, die ein abweichendes Beendi-
gungsdatum beinhaltet. Die Abwicklungsverein-
barung kann einen früheren, von der Kündigungs-
frist abweichenden Ausscheidezeitpunkt festle-
gen. Ein weiterer Vorteil: Weitere Regelungen 
können anderweitige Streitigkeiten vermeiden, 
etwa über den Inhalt des Arbeitszeugnisses, Rest-
urlaubsgewährung oder Rückgabe von Firmenei-
gentum.  
 
Mitunter möchten Sie als Arbeitgeber aber nicht 
auf die Einhaltung der jeweils geltenden Kündi-
gungsfrist verzichten. Der Arbeitnehmer erscheint 
aber nicht mehr zur Arbeit, obwohl die Kündi-
gungsfrist noch läuft. In diesem Fall können Sie 
Ihrerseits wegen Nichterscheinen am Arbeitsplatz 
eine außerordentliche Kündigung aussprechen. 
Hier gilt zudem der Grundsatz: Keine Vergütung 
ohne Arbeitsleistung, so dass Sie jedenfalls die 
Vergütung nicht zahlen müssen. 
 
Dies ist aber in der Regel die zweitrangige Frage. 
Denn tatsächlich ergeben sich durch das plötzliche 
Ausscheiden möglicherweise unerledigte Sach-
verhalte sowie Übergaben. Durch die unvermit-
telte Abwesenheit des Arbeitnehmers können 
Schadensersatzansprüche entstehen. Dazu bedarf 
es der Darlegung eines konkreten Schadens. Zu-
dem muss nachweislich allein das vorzeitige Aus-
scheiden ursächlich für einen entstandenen Scha-
den sein.  
 
Unter Umständen verstößt der Arbeitnehmer ge-
gen das vertragliche Wettbewerbsverbot: wenn er 
zu einem Konkurrenten wechselt, obwohl die 
Kündigungsfrist noch läuft. Auch hier ist der Aus-
spruch einer fristlosen außerordentlichen Kündi-
gung möglich, gleichfalls der Nachweis eines kau-
salen Schadens. 
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Gegebenenfalls regelt der jeweilige Arbeitsvertrag 
bereits den Umstand, falls der Arbeitnehmer bei 
Eigenkündigung die richtige Kündigungsfrist 
nicht einhält. Es bestehen aber durch die Recht-
sprechung strenge Anforderungen an die Wirk-
samkeit dieser Klausel und auch hohe Hürden zur 
Darlegung eines bei Zuwiderhandlung entstande-
nen Schadens.  
 
Letztendlich ist ein Gespräch mit dem Arbeitneh-
mer nach Erhalt einer Kündigung mit zu kurzer 
Kündigungsfrist der beste Weg. Entweder der Ar-
beitnehmer verfasst daraufhin eine konkretisie-
rende und die richtige Frist und Form enthaltende 
Kündigungserklärung. Oder aber es wird ein Ab-
wicklungsvertrag konkretisierend zum verfrühten 
Beendigungszeitpunkt geschlossen.  
 
Zu bedenken ist: Dabei können allerdings für den 
Arbeitnehmer Probleme entstehen, wenn er unter 
Verkürzung der Kündigungsfrist kündigt, ein 
neues Arbeitsverhältnis beginnt und dieses aber 
dann in der Probezeit gekündigt wird. Die Bunde-
sagentur für Arbeit würde für den Fall des Bezuges 
von Arbeitslosengeld dem Arbeitnehmer vorwer-
fen, unter Verkürzung der Kündigungsfrist das alte 
Arbeitsverhältnis gekündigt zu haben. Ihm droht 
damit unter Umständen eine Sperrzeit. Dies ist si-
cherlich ein Argument, dass den Arbeitnehmer zur 
Einhaltung der ordentlichen Kündigungsfrist be-
wegen könnte. 
 
Bei Fragen stehen wir gerne hilfreich zur Seite. 
 
Ihre Marion Wenning, Rechtsanwältin  
 

 

 
 
 

Bitte beachten Sie, dass alle Angaben in diesem Informationsschreiben trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr erfolgen und keine individuelle Beratung ersetzen 
können. Wenn Sie keine weitere Ausgabe Durchblick mehr erhalten möchten, senden Sie uns einfach eine Mail an info@heisterborg.de. Unsere Datenschutzbestimmungen 
finden Sie auf www.heisterborg.de/datenschutzerklaerung 
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